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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung von Artikel 8 des Achten Strafrechts 
änderungsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für innerdeutsche Beziehungen) 


A. Problem 

§ 96 Abs. 1 StGB, der Einfuhr und Verbreitung von Propaganda- 
mitteln verfassungswidriger Organisationen unter Strafe stellt, 
wird nach geltendem Recht bis zum 31. März 1971 auf Zeitungen 
und Zeitschriften, die außerhalb des Bundesgebietes einschließ- 
lich Berlins in ständiger, regelmäßiger Folge erscheinen und 
dort allgemein und öffentlich vertrieben werden, nicht ange- 
wendet. Dies gilt jedoch nur für solche Stücke, die durch den 
Postzeitungsdienst oder durch den Handel gegen Entgelt ein- 
geführt und vertrieben werden. 

Es stellte sich die Frage, wie nach dem Ablauf des 31. März 1971 
zu verfahren war. 

Der Deutsche Bundestag hatte in seiner Sitzung vom 9. Dezem- 
ber 1970 auf Antrag seines Ausschusses für innerdeutsche Be- 
ziehungen vom 12. November 1970 (Drucksache VI/ 1 44 1 ) be- 
schlossen, die Bundesregierung aufzufordern, „einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, der die im Artikel 8 des Achten Strafrecht- 
änderungsgesetzes vorgesehene Freistellungsfrist unbefristet 
verlängert". 


B. Lösung 

Der auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 
9. Dezember 1970 vorgelegte Regierungsentwurf, dessen An- 
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nähme vorgeschlagen wird, sieht vor, die strafrechtliche Aus- 
nahmevorschrift unbefristet weiter gelten zu lassen. Dabei soll 
die bisherige Einschränkung der Bezugswege auf den Post- 
zeitungsdienst und den Handel gegen Entgelt entfallen. 


C. Alternativen 

Stellen sich nicht. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Mehrbelastungen der öffentlichen Haushalte. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen 
(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung von Artikel 8 des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes 

— Drucksache VI/1788 — 


A. Bericht des Abgeordneten Reddemann 


Der Gesetzentwurf wurde am 3. Februar 1971 
dem Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen über- 
wiesen. Der Ausschuß behandelte den Gesetzent- 
wurf in seiner Sitzung am 4. März 1971. 

Der Deutsche Bundestag hatte in seiner Sitzung 
vom 9. Dezember 1970 einstimmig dem Schriftlichen 
Bericht des Ausschusses für innerdeutsche Bezie- 
hungen über die Vorlage der Bundesregierung betr. 
Bericht über den Bezug von Zeitungen und Zeit- 
schriften aus der DDR (Drucksache VI/ 64 1 ) zuge- 
stimmt. 

In dem zum Bericht gehörenden Antrag des Aus- 
schusses (Drucksache VI/ 1 44 1 ) war unter Punkt 3 
die Bundesregierung aufgefordert worden, „einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der die im Artikel 8 


des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vorgese- 
hene Freistellungsfrist unbefristet verlängert". 

Der als Drucksache VI/1788 vorgelegte Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung von Artikel 8 
des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes entspricht 
der Forderung des Bundestages. 

Dem in der 361. Sitzung des Bundesrates am 29. Ja- 
nuar 1971 gefaßten Beschluß, den Gesetzentwurf 
nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Bundes- 
rates in Kraft treten zu lassen, tritt der Ausschuß 
nicht bei. 

Der Ausschuß empfiehlt daher einstimmig, dem 
vorliegenden Gesetzentwurf in der von der Bundes- 
regierung vorgelegten Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 4. März 1971 


Reddemann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1 788 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 4. März 1971 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Dr. Gradl Reddemann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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